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Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Schulalter 
 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

 

die aktuell betriebene Einführung eines Rechtsanspruchs auf Schulkindbetreuung im 

SGB VIII durch das im Bundestag bereits beschlossene Ganztagsförderungsgesetz  

bringt umfangreiche Änderungen für die Kommunen mit sich. 

Festzustellen ist, dass Städte, Gemeinden und Landkreise in Hessen die Betreuung 

von Kindern insbesondere im Grundschulalter bereits verbreitet sicher stellen. Das ge-

schieht auf vielfältige Weise, u.a. auch im Rahmen des Pakts für den Nachmittag. Teils 

erfolgt die Betreuung in kommunaler Trägerschaft, andernorts durch die bekannten 

freien Träger oder auch lokale Elternvereine. Die Städte, Gemeinden und Landkreise 

tragen so bereits bestehenden, aber absehbar auch weiter wachsenden gesellschaftli-

chen Anforderungen Rechnung. 

Wir sprechen uns vor dem Hintergrund der aktuellen Bundesgesetzgebung für eine Zu-

ordnung der Ganztagsschulkindbetreuung zum Schulbereich aus.  

Eine Umsetzung der Schulkindbetreuung im Rahmen des HKJGB würde nämlich prak-

tisch an der fehlenden Verfügbarkeit weiterer zusätzlicher Fachkräfte scheitern.  

Der Präsident 
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Sie wäre auch finanziell mit erheblichen Folgebelastungen für die kommunale Ebene 

insgesamt und wegen der Finanzausstattungsverpflichtung des Landes letztlich auch 

für den Landeshaushalt verbunden: 

1. Schon die dauerhafte Umsetzung des Gute-Kita-Gesetzes bei der Betreuung 

von Kindern im Kindergartenalter ist in den kommenden Jahren nur unter großen 

Anstrengungen zu gewährleisten. 

2. Eine zusätzliche Erhöhung des Fachkräftebedarfs wird die Knappheit am Ar-

beitsmarkt verstärken und über die zunehmend erforderliche Gewährung von Ar-

beitsmarktzulagen mit erheblichen Kostensteigerungen verbunden sein. Auch 

deshalb lehnen wir eine Ausgestaltung der Ganztags-Schulkindbetreuung als Ju-

gendhilfeleistung nachdrücklich ab.  

3. Eine Parzellierung der Verantwortlichkeiten zwischen Schul- und Jugendhilfeträ-

ger – sie müssen in Hessen bekanntlich nicht einmal derselben Gebietskörper-

schaft zugeordnet sein – bei der Bildung und Betreuung ein und derselben Kinder 

muss unausweichlich mit vermeidbarem Organisations- und Koordinationsauf-

wand verbunden sein.  

4. In dieses ohnehin komplexe Geflecht einbezogen sind auch die besonderen hes-

sischen Finanzierungsregelungen mit der allgemeinen Kreisumlage, der 

Schulumlage und der Verantwortlichkeit der Städte und Gemeinden für ein be-

darfsgerechtes Angebot von Plätzen in Tageseinrichtungen für Kinder nach § 30 

HKJGB.  

Vor diesem Hintergrund haben sich Hauptausschuss und Präsidium unseres Verban-

des einstimmig dafür ausgesprochen, dass in Hessen von der angekündigten Möglich-

keit Gebrauch gemacht wird, dass die Ganztagsschulbetreuung auch unter Geltung ei-

nes bundesrechtlichen Rechtsanspruchs dem Schulbereich zugeordnet bzw. im Rah-

men schulischer Angebote erfüllt wird.  

Auf den Anspruch auf Mehrbelastungsausgleich nach Art. 137 Abs. 6 HV weisen wir 

erneut hin. Er besteht unabhängig von der Zuordnung der neuen Aufgabe zum Schul- 

oder Jugendhilfebereich. Eine Zuordnung zum Jugendhilfebereich wäre jedoch mit tief 
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greifenden organisatorischen Veränderungen verbunden und dürfte auch mit Blick auf 

die finanziellen Auswirkungen deutlich teurer zu stehen kommen. 

Vor diesem Hintergrund unterstützen wir auch die sich aktuell abzeichnenden Forde-

rungen der Länder nach einer hohen Förderquote bei der Investitionsförderung durch 

den Bund und einer dynamisch aufwachsenden Bundesbeteiligung an den Betriebskos-

ten, wie sie aktuell im Gesetzgebungsverfahren formuliert sind (BR-Drucks. 503/1/21). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Thomas Stöhr 

Präsident 


